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Überlegungen zu Sinn und Zweck sowie Umfang und Form der Verkam-
merung eines neu verfassten Berufs der Insolvenzverwalter 

von Prof. Dr. Winfried Kluth  
 

I. Berufsrecht und Berufskam-
mern 
Wer sich in Deutschland mit dem 

Berufsrecht befasst, der stößt sehr 

schnell auf die diesen zugeordneten 

Organisationen. Dabei fällt direkt 

auf, dass es vor allem bei den reg-

lementierten Berufen deutlich mehr 

Berufsorganisationen als Berufe 

gibt. Spitzenreiter dürfte hier das 

Handwerk sein, das sich Fachver-

bände, Innungen, Kreishandwerker-

schaften und Handwerkskammer 

leistet.1  

Bei den freien Berufen sind es meist 

Berufskammern und korrespondie-

rende Verbände, in Bezug auf die 

Rechtsanwälte z.B. Rechtsanwalts-

kammern und Anwaltsvereine, die 

das Bild prägen. Beide sind dann 

intern nochmals vielfältig unterglie-

dert, ausgerichtet an Rechtsgebie-

ten und Fachanwaltschaften.   

Wer sich den Organisationen weiter 

nähert und sie in Bezug auf ihre 

Aufgaben und den rechtlichen Rah-

men ihrer Betätigung vergleicht, der 

erkennt wichtige Unterschiede. So 

trifft man auf eine gesetzliche 

Pflichtmitgliedschaft bei den Kam-

mern und eine freiwillige Mitglied-

schaft bei den Verbänden.2 Die 

Kammern erfüllen hoheitliche Auf-

gaben und verfügen über entspre-

chende Befugnisse, während Lob-

byarbeit und Dienstleistungen bei 

den Verbänden im Vordergrund ste-

hen. Das Handeln der Kammern 

wird durch eine strikte Gesetzesbin-

dung und eine Pflicht zu Sachlich-

keit und Objektivität bei Äußerungen 

bestimmt3, das Handeln der Ver-

bände schließt als Grundrechtsge-

brauch ein Recht auf Polemik ein.  

Es wird damit schnell klar, dass es 

sich um komplementäre Strukturen 

handelt und die Vielfalt sowie die 

Vielzahl auch den unterschiedlichen 

Aufgaben und Organisationszwe-

cken geschuldet ist.  
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Berufskammern im eigentlichen und 

engeren Sinne gibt es aber nur dort, 

wo der Gesetzgeber den Berufs-

stand zur Mitgestaltung des Berufs-

recht „einlädt“ und ihm auch Aufga-

ben der Berufsaufsicht zuweist.4 

Das ist vor allem, aber nicht nur, bei 

den rechts- und wirtschaftsberaten-

den Kammern und ihren Berufen der 

Fall. 

 

II. Das neue Berufsrecht der In-
solvenzverwalter 
Das Tätigkeitsfeld des Insolvenz-

verwalters befindet sich derzeit in 

einer letzten Phase der Metamor-

phose von einer allenfalls punktuell 

gesetzlich gesteuerten Berufsaus-

übungsform zu einem eigenständi-

gen Berufsbild.5 Dabei hat das Bun-

desverfassungsgericht wichtige Im-

pulse gegeben.6 

Auch ohne explizite Gesetzge-

bungsakte ist heute klar, dass es 

sich beim Insolvenzverwalter um 

einen eigenständigen Beruf handelt 

und dass die Steuerung des Zu-

gangs zu den einzelnen Mandaten 

maßgeblich durch das Grundrecht 

der Berufsfreiheit aus Art. 12 Abs. 1 

GG gesteuert wird bzw. seinen An-

forderungen genügen muss7, wes-

halb vor allem die Verwalterauswahl 

im Fokus verfassungsrechtlicher 

Diskussionen und daran anknüpfen-

der Gestaltungsvorschläge steht.8 

An dieser Stelle kann und soll auf 

die Details dieser Debatte nicht nä-

her eingegangen werden.9 Vielmehr 

soll in den weiteren Überlegungen 

an eine unterstellte gesetzliche 

Ausgestaltung des Berufs des Insol-

venzverwalters als reglementiertem 

(freien) Beruf angeknüpft werden, 

für den ein besonderes Zulassungs-

verfahren vorgesehen ist, also eine 

subjektive Zulassungsregelung im 

Sinne der zu Art. 12 Abs. 1 GG ent-

wickelten Bereichsdogmatik.10 

Für die Umsetzung auf der Basis 

einer solchen Arbeitshypothese sind 

die folgenden rechtlichen Grundla-

gen zu schaffen: 

Erstens muss der Gesetzgeber die 

Anforderungen an die Qualifikation 

sowie das formalisierte Verfahren 

der Zulassung (Berufswahlregelung) 

regeln.  

Zweitens muss der Gesetzgeber für 

die Berufsausübung einen materiel-

len und verfahrensrechtlich-

organisatorischen Rahmen regeln. 

Drittens muss der Gesetzgeber die 

damit verbundenen hoheitlichen 

Aufgaben einer bestehenden oder 

zu schaffenden Stelle zuordnen und 

dabei auch deren Finanzierung klä-

ren.  
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Die drei Themenfeldern können ei-

nerseits jeweils gesondert betrachtet 

und diskutiert werden. Es bestehen 

andererseits aber auch einige 

Wechselwirkungen, weshalb es 

sinnvoll erscheint, sie gemeinsam 

zu behandeln. Das betrifft vor allem 

den zweiten und dritten Bereich, 

weil die Berufsausübung immer 

auch Fragen der Berufsaufsicht be-

trifft und auch die nähere Ausgestal-

tung der Berufsrechts im Bereich 

der Berufsausübung untergesetzlich 

erfolgen kann. Deshalb spielt die 

Frage der organisatorischen Zu-

ständigkeiten eine wichtige Rolle. 

Damit ist indirekt auch die Frage 

angesprochen, wie weit der Parla-

mentsvorbehalt eine gesetzliche 

Regelung verlangt oder eine Norm-

setzungsdelegation an die Exekutive 

möglich ist. 

 

III. Zur Reichweite des Parla-
mentsvorbehalts im Berufsrecht 
1. Verfassungsrechtliche Ausgangs-

lage 

Die Lehre vom Parlamentsvorbehalt 

wurde vom Bundesverfassungsge-

richt unter anderem im sog. Fach-

arztbeschluss11 eingeführt und da-

mit spezifisch zu einem Fragenkreis, 

der mit der hier zu betrachtenden 

Thematik vergleichbar ist. Die Ent-

scheidung macht einerseits klar, 

dass Fragen der Berufswahl in den 

wesentlichen Aspekten durch ein 

Parlamentsgesetz normiert werden 

müssen, dass aber andererseits 

sowohl Detailfragen aber auch die 

Anforderungen an die Berufsaus-

übung u.a. an eine Berufskammer 

delegiert werden können.12 Damit 

eröffnet die Entscheidung den Blick 

auf ein Gestaltungsspektrum, das 

auch im vorliegenden Fall offen-

steht.  

Der Parlamentsvorbehalt und seine 

Konkretisierung werden aber nicht 

alleine aus der Grundrechtsrelevanz 

gespeist. Hinzu kommen mit dem 

organisationsrechtlichen13 und fi-

nanzverfassungs- bzw. abgaben-

rechtlichen14 Gesetzesvorbehalt 

zwei weitere Referenzfelder, die im 

vorliegenden Zusammenhang 

gleichermaßen relevant sind. Folg-

lich sind die Wirkungen von drei ver-

fassungsrechtlichen Direktiven ge-

meinsam in den Blick zu nehmen. 

 

2. Parlamentsvorbehalt im Berufs-

recht 

Der auf Art. 12 Abs. 1 GG bezogene 

Parlamentsvorbehalt verengt den für 

alle in das Grundrecht eingreifende 

Maßnahmen geltenden Gesetzes-

vorbehalt, indem er ein Delegations-
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verbot statuiert. Nur der parlamenta-

rische Gesetzgeber darf bestimmte, 

für den Grundrechtsgebrauch we-

sentliche Fragen regeln, wobei die 

materiellen Schranken zudem zu 

beachten sind. 

Bei einer Berufswahlregelung, die 

schon wegen ihres Regelungsge-

genstandes besonders schwer 

wiegt, verlangt das Bundesverfas-

sungsgericht, dass „jedenfalls die 

»statusbildenden« Normen, d.h. et-

wa diejenigen Regeln, welche die 

Voraussetzungen der Facharztaner-

kennung, die zugelassenen Fach-

arztrichtungen, die Mindestdauer 

der Ausbildung, das Verfahren der 

Anerkennung sowie endlich auch 

die allgemeine Stellung der Fach-

ärzte innerhalb des gesamten Ge-

sundheitswesens betreffen, in den 

Grundzügen durch ein förmliches 

Gesetz festgelegt werden müssen. 

Die dann noch erforderlichen ergän-

zenden Regelungen können nach 

Ermessen des Gesetzgebers dem 

Satzungsrecht der Ärztekammern 

überlassen bleiben.“15 

Daraus lässt sich relativ eindeutig 

ableiten, welche Fragen in Bezug 

auf ein Berufsrecht der Insolvenz-

verwalter durch den Gesetzgeber zu 

regeln sind: 

• Anforderungen an die fachliche 

Qualifikation des Insolvenz-

verwalters 

• Ggf. Mindestdauer einer spezi-

fischen Ausbildung oder Be-

rufspraxis 

• Verfahren der Zulassung  

• Grundlegende Rechte und 

Pflichten der Berufsträger. 

 

Soweit zur Regelungen der weiteren 

Einzelheiten, insbesondere der Be-

rufsausübung und Berufsaufsicht 

eine Normsetzungsdelegation nach 

Art. 80 Abs. 1 GG oder an eine Be-

rufskammer erfolgen soll, muss 

auch dies hinreichend bestimmt 

durch das Parlamentsgesetz gere-

gelt werden. 

 

3. Parlamentsvorbehalt im Organi-

sations- und Finanzrecht 

Der Parlamentsvorbehalt erstreckt 

sich weiterhin auf die Bereiche Or-

ganisation und Abgaben.  

Jede im Außenverhältnis wirksame 

Zuständigkeitsverlagerung und da-

mit auch die Zuweisung von Aufga-

be an neu gegründete Organisati-

onseinheiten unterliegt dem Parla-

mentsvorbehalt.16 Das folgt aus dem 

Demokratie- und dem Rechtsstaats-

prinzip und gilt vor allem für die 

Gründung neuer rechtsfähiger Ver-
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waltungseinheiten, die nur durch 

oder auf Grund eines Gesetzes ge-

schaffen werden dürfen. Da dies 

völlig unbestritten ist, bedarf es an 

dieser Stelle keiner näheren Be-

gründung. 

In Bezug auf die Erhebung von Ab-

gaben ist nicht nur im Steuerrecht 

sondern auch in Bezug auf Beiträge 

und Gebühren ein strikter Geset-

zesvorbehalt etabliert17, weil der 

damit verbundene Grundrechtsein-

griff gerade wegen der Möglichkeit 

der Kumulierung von finanziellen 

Lasten genau gesteuert werden 

muss. Auch das ist in der Sache 

unbestritten und bedarf an dieser 

Stelle keiner ausführlichen Begrün-

dung. 

 

4. Spielräume des Gesetzgebers 

und Kohärenzanforderungen 

In der Zusammenschau belässt das 

Verfassungsrecht dem Gesetzgeber 

damit erhebliche Gestaltungsspiel-

räume, verlangt dabei jedoch, dass 

die jeweils wesentlichen Fragen 

durch den parlamentarischen Ge-

setzgeber entschieden werden und 

dass die Delegation von Gestal-

tungsbefugnissen hinreichend be-

stimmt ausgestaltet sein muss. Zu-

dem müssen die Einzelregelung 

kohärent sein, also auch auf einem 

einheitlichen Steuerungsansatz ba-

sieren und frei von Widersprüchen 

sein. 

Auf dieser verfassungsrechtlichen 

Grundlage können nun die ver-

schiedenen Gestaltungsoptionen 

vorgestellt und einer Bewertung un-

terzogen werden. 

 

IV. Die Gestaltungsmodelle für 
die Organisation des Berufs und 
die Aufsicht  
1. Überblick 

Aus einer allgemeinen organisati-

onsrechtlichen Perspektive kommen 

drei grundsätzlich denkbare Veror-

tungen der Berufsaufsicht in Frage, 

die auch ernsthaft diskutiert werden: 

Erstens, in enger Anknüpfung an die 

bestehende Zuständigkeit der Jus-

tizverwaltung für die Insolvenzver-

walter, Aufsicht durch die Justizver-

waltung, näherhin durch die ordent-

liche Gerichtsbarkeit. 

Zweitens könnten die entsprechen-

den Fachaufgaben durch eine be-

stehende staatliche Behörde, konk-

ret das Bundesamt für Justiz wahr-

genommen werden. 

Drittens ist nach dem Vorbild ande-

rer reglementierter freier Berufe die 

Errichtung einer Berufskammer als 

Selbstverwaltungseinrichtung denk-

bar. 
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Da vor dem Hintergrund ohnehin 

bestehender Überlasten der erste 

Vorschlag wohl keine Aussicht auf 

Umsetzung hat, sollen sich die wei-

teren Überlegungen auf die beiden 

anderen Modelle konzentrieren. 

 

2. Organisationsmodell und Aufga-

ben 

Organisation und Organisations-

recht sind, ebenso wie das Verfah-

rensrecht, durch ihren „dienenden 

Charakter“ geprägt. Ihre Ausgestal-

tung ist damit von den Zwecken und 

Zielen abhängig, die aus einem 

übergeordneten Blickwinkel verwirk-

licht bzw. erreicht werden sollen. 

Deshalb kann auch im vorliegenden 

Zusammenhang über Organisati-

onsmodelle sinnvoll nur mit Blick auf 

die zu erfüllenden Aufgaben ge-

sprochen werden.  

Zunächst stellt sich dabei die Frage, 

welche berufsrechtlichen Aufgaben 

zugewiesen werden sollen und wel-

che Bedeutung dies für ihre organi-

sationsrechtliche Zuordnung hat.  

Aufgaben der Berufszulassung (ein-

schließlich der Führung eines Regis-

ters) und Berufsaufsicht können so-

wohl durch eine Behörde der unmit-

telbaren Staatsverwaltung als auch 

durch eine Selbstverwaltungskör-

perschaft wahrgenommen werden, 

wie die unterschiedlichen entspre-

chenden Regelungen und Praktiken 

bei den reglementierten freien Beru-

fen auch in der historischen Ent-

wicklung18 zeigen.  

Soll zur näheren Ausgestaltung der 

gesetzlichen Regelungen der Be-

rufsausübung eine Berufsordnung 

erlassen werden, so zeigen sich 

erste Unterschiede. Eine staatliche 

Behörde könnte eine solche Berufs-

ordnung als Rechtsverordnung er-

lassen. An deren Ausgestaltung 

könnten die Berufsträger bzw. deren 

Verbände im Wege von Anhörungs-

verfahren beteiligt werden. Das ent-

spricht u.a. der Praxis im Hand-

werksrecht.19  

Eine Berufskammer wäre demge-

genüber in der Lage, eine Berufs-

ordnung als Satzung und auf der 

Grundlage einer direkten (repräsen-

tativen) Mitwirkung der Berufsträger 

zu erlassen, wie es u.a. bei den 

Rechtsanwälten der Fall ist.20 Damit 

ist ein weitergehendes Partizipa-

tions- und Gestaltungsrecht verbun-

den. 

Unterschiede bestehen auch im 

Hinblick auf die Finanzierung. Wäh-

rend die Arbeit einer Bundesbehör-

de aus Steuermitteln zu finanzieren 

wäre, müsste sich eine Berufskam-

mer durch Beiträge der Mitglieder 
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finanzieren. Selbstverwaltung be-

deutet insoweit auch Selbstfinanzie-

rung. Das ist finanzverfassungs-

rechtlich wegen der Veranlassung 

der Kosten durch den Berufsstand 

nicht unbillig.21 

 

3. Vergleich der Organisationsmo-

delle 

Vergleicht man beide Modelle auf 

der konzeptionellen Ebene22, so 

spricht für das Kammermodell, dass 

es eine stärkere Einbeziehung des 

Berufsstandes ermöglicht und zwar 

in mehrfacher Hinsicht:  

Durch den Erlass einer Berufsord-

nung als Kammersatzung kann der 

im Berufsstand vorhandene Sach-

verstand direkt genutzt werden. Zu-

dem wird die Berufsordnung auch 

formal durch die Berufsträger legiti-

miert, wodurch die Akzeptanz ge-

steigert werden kann. Der Berufs-

stand ist nicht darauf beschränkt, 

seine Sicht in einem Anhörungsver-

fahren gegenüber der Ministerial-

verwaltung zur Geltung zu bringen; 

er kann selbst entscheiden. 

Das gleiche gilt entsprechend für die 

Ausübung der Berufsaufsicht, denn 

auch hier kann die Expertise der 

Berufsträger durch ehrenamtliche 

Mitwirkung in den Organen genutzt 

werden.  

Schließlich bietet die Kammerlösung 

die Möglichkeit, den gesamten Be-

rufsstand in die Interessenvertretung 

einzubeziehen, wobei die Aktivitäten 

der Verbände, die ja fortbestehen, 

nicht unterbunden werden. Auch 

das Bundesverfassungsgericht hat 

in seiner IHK-Entscheidung vom 12. 

Juli 2017 die besondere Bedeutung 

einer durch des gesamten Berufs-

stand getragenen Interessenvertre-

tung, die zudem dem Sachlichkeits-

gebot unterliegt, durch Kammern 

betont.23 

Die ehrenamtliche Einbeziehung der 

Berufsträger als Betroffenen erhöht 

nicht nur die Qualität und Akzeptanz 

der Entscheidungen, sondern kann 

zusammen mit der Beitragsfinanzie-

rung der Kammern auch den allge-

meine Staatshaushalt entlasten und 

zudem Anreize für die Wirtschaft-

lichkeit des Verwaltungshandelns 

erzeugen. 

Auf der anderen Seite kann als Kri-

tikpunkt neben der Kostenbelastung 

der Mitglieder24 auf die Problematik 

der Entscheidung in eigener Sache 

verwiesen werden. Diesen Einwand 

hat das Bundesverfassungsgericht 

ausgehend vom Facharztbe-

schluss25 indes mehrfach entkräftet, 

indem es die klare gesetzliche Anlei-

tung der Aufgabenwahrnehmung in 
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allen Bereichen der Selbstverwal-

tung26 sowie die Notwendigkeit einer 

staatlichen Aufsicht27 betont hat.  

Diese Überlegungen machen deut-

lich, dass der Gesetzgeber zwar frei 

zwischen der Zuordnung der be-

rufsbezogenen Aufgaben an eine 

staatliche Behörde oder eine Be-

rufskammer entscheiden kann, dass 

aber bestimmte Zwecke nur verwirk-

licht werden können, wenn ein 

Kammermodell gewählt wird. Dies 

betrifft insbesondere die Art und 

Reichweite der Einbeziehung des 

Berufsstandes in die nähere Ausge-

staltung und Anwendung des Be-

rufsrechts.  

Vor dem Hintergrund dieser guten 

Gründe für eine Kammerlösung soll 

nun in einem weiteren Schritt der 

Frage nachgegangen werden, wel-

che Möglichkeiten der näheren Aus-

gestaltung es insoweit gibt.  

 

IV. Modelle der Umsetzung des 
Kammermodells 
1. Das Modell einer eigenständigen 

Kammer 

Wer die Gründung einer Insolvenz-

verwalterkammer vorschlägt, der 

denkt in erster Linie an eine recht-

lich selbständige Personalkörper-

schaft des öffentlichen Rechts, die 

vor dem Hintergrund der ver-

gleichsweise28 geringen Zahl der 

Berufsträger ähnlich wie die Bun-

despatentanwaltskammer29 und die 

Wirtschaftsprüferkammer bundes-

weit organisiert und zuständig sein 

sollte.30 

Vor dem Hintergrund der verfas-

sungsrechtlichen Anforderungen an 

das Modell einer funktionalen 

Selbstverwaltung verlangt die Ver-

wirklichung eines Kammermodells, 

dass alle Berufsträger gesetzliche 

Mitglieder der Kammer sind.31 Das 

Demokratieprinzip verlangt die Ein-

beziehung aller, die von den Ent-

scheidungen der Kammer betroffen 

sind (Inklusionsgrundsatz).  

Als Organe der Kammer sind eine 

Vertreterversammlung (Bildung 

durch Wahl) und ein Vorstand oder 

Präsidium vorzusehen, der bzw. das 

von der Vertreterversammlung zu 

wählen ist. Dies entspricht dem übli-

chen Modell der meisten Kammern. 

Das bei den Rechtsanwaltskam-

mern anzutreffende Modell einer 

aus allen Mitgliedern bestehenden 

Mitgliederversammlung anstelle ei-

ner Vertreterversammlung ist bei 

einer bundesweit zuständigen 

Kammer nicht angemessen, wie die 

Entwicklungsgeschichte der Wirt-

schaftsprüferkammer gezeigt hat.  
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Die gesetzlichen Aufgaben lassen 

sich in folgende Fallgruppen32 un-

tergliedern, wobei nicht alle Aufga-

ben zwingend vorgesehen werden 

müssen: 

• Berufszulassung / Zulas-

sungsprüfung33 

• Berufsregister / Verwalterver-

zeichnis 

• Berufsaufsicht 

• Berufsbezogene Dienstleistun-

gen (u.a. Fortbildungsangebo-

te) 

• Interessenvertretung und Er-

stellung von berufsrechtlichen 

Gutachten 

Die Finanzierung sollte über Beiträ-

ge sowie Gebühren oder Entgelte 

(bei Prüfungen und Dienstleistun-

gen) erfolgen. 

Nicht zwingend verbunden mit einer 

Kammergründung sind die Fragen 

der Gesundheits- und Altersversor-

gung.34 Diese sind eigenständig zu 

diskutieren und zu regeln.  

 

2. Die „Anschlusslösung“ der BRAK 

Unter anderem mit Hinweis auf die 

Entstehung unnötiger finanzieller 

Lasten ist aus dem Bereich der 

BRAK der Vorschlag in die Diskus-

sion eingeführt worden, die Insol-

venzverwalter auch nach der Rege-

lung eines eigenen Berufsrechts 

nicht in einer eigenen Kammer zu 

organisieren.35 Gedacht wird viel-

mehr daran, die Anwendung des 

Berufsrechts durch die Kammer, der 

ein Insolvenzverwalter z.B. als 

Rechtsanwalt oder Steuerberater 

angehört, zu ermöglichen. Das sol-

len insgesamt 95% der in Deutsch-

land als Insolvenzverwalter tätigen 

Personen sein.  

Dieser Vorschlag begegnet indes 

aus dem Blickwinkel des Verfas-

sungsrechts und des Kohärenzge-

bots gleich mehreren grundsätzli-

chen Bedenken.  

Erstens stellt sich die Frage, welche 

Stelle die Berufsaufsicht über dieje-

nigen Insolvenzverwalter ausüben 

soll, die keiner Kammer angehören. 

Zweitens hat der Vorschlag zur Fol-

ge, dass es keinen einheitlich ver-

fassten Berufsstand und damit auch 

nicht die Möglichkeit des Erlasses 

einer Berufsordnung gibt. Das Be-

rufsrecht müsste demnach durch 

Gesetz und Rechtsverordnung ab-

schließend geregelt werden.  

Drittens wäre die Anwendung des 

Berufsrechts verschiedenen Selbst-

verwaltungskörperschaften zuge-

wiesen mit der Folge, dass keine 

einheitliche Anwendung gewährleis-

tet ist. Mangels Fachaufsicht in der 
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Selbstverwaltung könnte dies auch 

nicht gesteuert werden.  

Viertens wären für die gerichtliche 

Klärung ebenfalls unterschiedliche 

Berufsgerichte zuständig, soweit 

nicht entgegen dem Grundansatz 

eine eigene Berufsgerichtsbarkeit 

vorgesehen würde. 

Insgesamt würde der Vorschlag 

deshalb dazu führen, dass zwar die 

Berufsaufsicht teilweise den Kam-

mern zugewiesen würde, es sich 

aber nicht um ein selbstverwaltetes 

Berufsrechtsregime handelt.  

Der Vorschlag ist deshalb wegen 

seiner Inkonsistenz und den zahlrei-

chen Folgeproblemen nicht über-

zeugend und deshalb nicht zustim-

mungsfähig. Er erzeugt zudem er-

hebliche Abstimmungs- und Büro-

kratieprobleme. Dies gilt insbeson-

dere für die nicht durch Berufskam-

mern erfassten Personen.  

 

3. Kooperationsmodell 

Folgt man dem Grundgedanken des 

Alternativvorschlags, dass die Er-

richtung einer eigenen Kammer aus 

wirtschaftlich-organisatorischen Er-

wägungen zu vermeiden ist, so bie-

tet sich als kohärentes Modell allen-

falls ein Kooperationsmodell an, bei 

dem einerseits eine eigenständige 

Mitgliedschafts- und Organstruktur 

geschaffen wird, andererseits aber 

die Verwaltungsstruktur einer beste-

henden Kammerorganisation ge-

nutzt wird.  

Dieses Modell kann in seinen Eck-

punkten folgendermaßen skizziert 

werden: 

Der Bundesgesetzgeber errichtet 

eine rechtsfähige bundesweite Per-

sonalkörperschaft des öffentlichen 

Rechts, in der alle zugelassenen 

Insolvenzverwalter (mit der Zulas-

sung) gesetzliche Pflichtmitglieder 

sind. Sie wird als Insolvenzverwal-

terkammer bezeichnet. 

Organe der Insolvenzverwalter-

kammer sind die durch Briefwahl zu 

bildendende Vertreterversammlung 

und das von der Vertreterversamm-

lung zu wählende Präsidium. Alle 

Organwalter über die Funktionen 

ehrenamtlich aus und erhalten ent-

sprechend § 85 VwVfG eine Ent-

schädigung.  

Die laufendenden Geschäfte werden 

durch eine Geschäftsstelle und ei-

nen Geschäftsführer erledigt. Diese 

Geschäftsstelle kann durch einen 

öffentlich-rechtlichen Kooperations-

vertrag durch eine bestehende 

Kammer zur Verfügung gestellt wer-

den, die zu diesem Zweck entspre-

chendes Personal einstellt oder be-

reitstellt, das den fachlichen Wei-
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sungen der Organe der Insolvenz-

verwalterkammer unterliegt. 

Dadurch können erhebliche Syner-

gieeffekte erreicht werden.  

In Betracht kommt insbesondere 

eine Anbindung an die BRAK, die 

mit dem Kooperationsmodell durch 

die Existenz der Satzungsversamm-

lung bei der BRAK (§§ 191a ff. 

BRAO) bereits entsprechende Er-

fahrungen mit einem zugeordneten 

Organ besitzt.36 

Dieser Vorschlag garantiert, dass 

die Kammerorganisation den Be-

rufsstand der Insolvenzverwalter in 

seinen Organen eigenständig reprä-

sentiert, eine Berufsordnung erlas-

sen und eine berufsspezifische Inte-

ressenvertretung generieren kann.  

Das Berufsrecht kann in diesem 

Modell einheitlich angewendet wer-

den und es ist gesichert, dass der 

Berufsstand in seinen Organen und 

Ausschüssen eine eigene Identität 

und ein berufsspezifisches Berufs-

ethos entwickelt kann. 

Zudem ist auch die separate Finan-

zierung durch die Berufsträger ge-

währleistet.  

 

4. Vergleichende Betrachtung 

Ein Vergleich der verschiedenen 

Modelle zeigt, dass es letztlich da-

rauf ankommt, wie viel Wert der im 

Umbruch befindliche Berufsstand 

und der Gesetzgeber darauf legen, 

den (veränderten) Beruf des Insol-

venzverwalters sich als homogenen 

und eigenständigen Beruf etablieren 

und entwickeln zu lassen. 

Durch eine selbständige Kammer 

mit eigenem Verwaltungsunterbau 

würde die Eigenständigkeit und die 

Homogenität am stärksten gefördert, 

auch aus dem Blickwinkel der Orga-

nisationssoziologie und mit Blick auf 

ein Berufsethos. 

Durch das Kooperationsmodell 

könnte dieses Ziel nach meinem 

Eindruck ebenso wirksam verfolgt 

werden, wobei die Bürokratiekosten 

niedriger ausfallen könnten. Es soll-

te dabei aber auch bedacht werden, 

dass Kooperation auch mit Rei-

bungsverlusten verbunden sein 

kann. 

Am geringsten dürften die berufsbe-

zogenen Impulse ausfallen, wenn 

man die Zuständigkeit einer staatli-

chen Behörde begründet. Dann wä-

re es, wie bisher, Aufgabe der Ver-

bände, die Herausbildung des Be-

rufsethos zu fördern.  

Fest steht bereits jetzt, dass die 

Diskussion in den kommenden Mo-

naten spannend sein wird und dass 

wir hoffen sollten, dass dabei das 
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Gesamtinteresse des Berufsstandes 

im Vordergrund steht. 
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